
Satzung 

des Kölner Vereins zur Förderung der medizinrechtlichen Forschung e.V. 

 
§ 1. Name, Sitz, Geschäftsjahr 

(1)  Der Verein führt den Namen „Kölner Verein zur Förde-
rung der medizin-rechtlichen Forschung“. 

(2)  Der Verein soll in das Vereinsregister am Amtsgericht 
Köln eingetragen werden. Nach der Eintragung lautet 
der Name „Kölner Verein zur Förderung der medizin-
rechtlichen Forschung e.V.“ 

(3)  Sitz des Vereins ist Köln. 

(4)  Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 2. Vereinszweck 

(1)  Zweck des Vereins ist die Förderung der Arbeit des 
Instituts für Medizinrecht der Universität zu Köln. 

(2)  Die Förderung soll sich insbesondere beziehen auf die 
Unterstützung des Instituts bei 

a)  der Bereitstellung sächlicher und organisatori-
scher Voraussetzungen für Forschungsvorha-
ben, 

b)  der Durchführung von nationalen und internatio-
nalen Veranstaltungen, die wissenschaftlichen 
oder kulturellen Zwecken dienen, 

c)  Veröffentlichungen aus dem Arbeitsbereich des 
Instituts, 

d)  der Ausbildung des wissenschaftlichen Nach-
wuchses in den Aufgabengebieten des Instituts, 
u.a. durch Bereitstellung der Mittel für die vorü-
bergehende Beschäftigung von Hilfskräften oder 
Mitarbeitern am Institut, 

e)  der Pflege der fachlichen Zusammenarbeit mit 
den Institutionen des Medizin- und Gesund-
heitswesens sowie der medizinischen und an-
grenzenden natur- und gesellschaftswissen-
schaftlichen Forschung im In- und Ausland, 

f)  der Anschaffung wissenschaftlicher Literatur zur 
Stärkung und Mehrung des Bestandes der Bib-
liothek. 

§ 3. Gemeinnützigkeit 

(1)  Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt ausschließlich 
und unmittelbar gemeinnützige Zwecke. Mittel des 
Vereins und etwaige Gewinne dürfen nur für sat-
zungsmäßige Zwecke verwendet werden. Der Verein 
verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwe-
cke. 

(2)  Ämter des Vereins sind Ehrenämter. Die Mitglieder 
erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 
Sie haben keinen Anteil am Vereinsvermögen und da-
her auch keinen Anspruch auf das Vereinsvermögen 
bei Ausscheiden oder bei Auflösung des Vereins. 

(3)  Keine Person darf durch Ausgaben, die dem Zweck 
des Vereins fremd sind oder durch unverhältnismäßig 
hohe Vergütungen begünstigt werden. 

§ 4. Mitgliedschaft 

(1)  Mitglieder des Vereins können natürliche und juristi-
sche Personen sowie Personengesellschaften werden. 

(2)  Die Mitgliedschaft wird durch Beitrittserklärung erwor-
ben, welche der Zustimmung des Vorstandes bedarf. 

(3)  Auf Antrag des Vorstandes kann die Mitgliederversamm-
lung Personen, die sich um die Ziele des Vereins beson-
ders verdient gemacht haben, zu Ehrenmitgliedern er-
nennen. 

(4)  Die Mitgliedschaft endet 

a)  durch schriftliche Austrittserklärung gegenüber 
dem Vorstand mit einer Frist von drei Monaten 
zum Schluss eines jeden Geschäftsjahres, 

b)  durch den Tod der natürlichen oder das Erlöschen 
der juristischen Person, die als Mitglied dem Ver-
ein angehört, 

c)  durch Ausschluss des Mitgliedes durch Beschluss 
mit mindestens 3/4 Mehrheit der Mitglieder des 
Vorstandes aus wichtigem Grund. Ein wichtiger 
Grund liegt insbesondere vor, wenn 

-  ein Mitglied schuldhaft in grober Weise die 
Interessen des Vereins verletzt 

-  das Mitglied trotz entsprechender Mahnung 
mit angemessener Frist den Jahresbeitrag 
nicht zahlt. 

Der Ausschluss ist dem Mitglied unter Angabe der 
Gründe schriftlich mitzuteilen. 

§ 5. Beiträge 

(1)  Jedes ordentliche Mitglied hat einen jährlichen Mitglieds-
beitrag zu entrichten. Die Höhe dieses Beitrags wird 
durch die Mitgliederversammlung in Form einer Bei-
tragsordnung (BO) beschlossen. Der volle Jahresbeitrag 
ist im ersten Viertel des Geschäftsjahres und im Jahre 
des Beitritts bis zwei Monate nach Zustimmung des Vor-
stands zum Beitritt zu zahlen. 

(2)  Der Verein ist berechtigt, neben den Mitgliedsbeiträgen 
auch Geld- und Sachspenden sowie sonstige Zuwen-
dungen entgegenzunehmen. 

§ 6. Organe des Vereins 

Organe des Vereins sind die Mitgliederversammlung und der 
Vorstand. 

§ 7. Mitgliederversammlung 

(1)  Der Mitgliederversammlung obliegt insbesondere 

a)  die Entgegennahme des Jahresberichts des Vor-
standes und des Kassenberichts sowie des Be-
richts der Kassenprüfer, 

b)  die Wahl und Entlastung des Vorstandes, 

c)  die Wahl und Entlastung der Kassenprüfer, 

d)  die Beschlussfassung über die Höhe der regelmä-
ßig zu entrichtenden Mitgliedsbeiträge, 

e)  Änderungen der Satzung, 

f)  die Bestellung von Rechnungsprüfern, 

g)  die Auflösung des Vereins. 

(2)  Wenigstens einmal im Geschäftsjahr, wenn möglich im 
ersten Jahresdrittel, findet eine ordentliche Mitglieder-
versammlung statt. Sie wird vom Vorstand schriftlich un-
ter Mitteilung der Tagesordnung mit einer Frist von min-
destens vier Wochen einberufen. 



(3)  Der Vorstand kann jederzeit, aus wichtigem Grund 
auch mit einer kürzeren Frist als der nach Abs. 2 S. 2, 
jedoch von nicht weniger als zwei Wochen, eine au-
ßerordentliche Mitgliederversammlung einberufen. 
Hierzu ist er verpflichtet, wenn ein Drittel der Mitglieder 
dies unter Angabe des Grundes schriftlich verlangt. 

(4)  Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstandsvorsit-
zenden, ersatzweise dem stellvertretenden Vorsitzen-
den geleitet. Ist sowohl der Vorsitzende als auch der 
stellvertretende Vorsitzende verhindert, so wählt die 
Mitgliederversammlung ein Mitglied zum Versamm-
lungsleiter. 

(5)  Der Ablauf der Mitgliederversammlung sowie die ge-
fassten Beschlüsse sind unter Angabe von Zeit und 
Ort der Versammlung vom Geschäftsführer oder von 
einer anderen durch den Versammlungsleiter hiermit 
betrauten Person in ein Protokoll aufzunehmen, das 
vom Verfasser und vom Versammlungsleiter zu unter-
zeichnen ist. 

(6)  Die Mitgliederversammlung fasst ihre Beschlüsse mit 
einfacher Mehrheit der erschienenen Mitglieder, sofern 
sich nicht aus dieser Satzung oder aus dem Gesetz 
etwas anderes ergibt. 

(7) Ordentliche Mitglieder und Ehrenmitglieder sind an-
trags- und stimmberechtigt. 

§ 8. Vorstand 

(1)  Der Vorstand des Vereins besteht aus dem Vorsitzen-
den, dem stellvertretenden Vorsitzenden, dem Schatz-
meister, dem Geschäftsführer und mindestens einer 
weiteren Person (Beisitzer). Geborenes Mitglied des 
Vorstandes ist der Direktor des Instituts für Medizin-
recht der Universität zu Köln. 

(2)  Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins 
zuständig, die nicht der Mitgliederversammlung vorbe-
halten sind. Soweit sich nicht aus dieser Satzung oder 
dem Gesetz etwas anderes ergibt, fasst der Vorstand 
seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der erschie-
nenen Vorstandsmitglieder, mindestens jedoch einem 
Drittel der gesamten Zahl der Vorstandsmitglieder. 

(3)  Die Mitglieder des Vorstandes werden für die Dauer 
von jeweils zwei Jahren gewählt. Die Wiederwahl ist 
zulässig. Die Mitglieder des Vorstandes bleiben auch 
nach Ablauf ihrer Amtszeit im Amt, bis ein neuer Amts-
inhaber gewählt ist. Im Falle des Todes eines Vor-
standsmitglieds bestellt der Vorstand durch Beschluss 
einen kommissarischen Amtsinhaber und beruft eine 
außerordentliche Mitgliederversammlung ein, auf der 
ein neuer Amtsinhaber gewählt wird. 

(4)  Der Vorsitzende oder bei dessen Verhinderung der 
stellvertretende Vorsitzende vertritt den Verein gericht-
lich und außergerichtlich. Beide sind allein zur Vertre-
tung berechtigt. Hierbei sind sie von den Beschrän-
kungen des § 181 BGB befreit. 

(5)  Dem Geschäftsführer obliegt die Wahrnehmung aller 
laufenden Geschäfte des Vereins. Im Einzelfall können 
ihm durch den Vorsitzenden bzw. stellvertretenden 
Vorsitzenden besondere Aufgaben übertragen wer-
den. Der Geschäftsführer ist dem Vorstand und der 
Mitgliederversammlung gegenüber rechenschafts-
pflichtig. 

(6)  Der Schatzmeister führt die Vereinskasse und erledigt 
alle finanziellen Angelegenheiten des Vereins. Der 
Schatzmeister ist dem Vorstand und der Mitgliederver-
sammlung gegenüber rechenschaftspflichtig. 

 

 

 

§ 9. Kassenprüfung  

(1)  Die Mitgliederversammlung wählt zwei Kassenprüfer für 
die Dauer von zwei Jahren. Die Wiederwahl ist zulässig. 

(2)  Die Kassenprüfer gehören nicht dem Vorstand an. 

(3)  Die Kassenprüfer haben die Aufgabe, die Rechnungsbe-
lege sowie deren ordnungsgemäße Verbuchung und die 
Mittelverwendung zu überprüfen sowie mindestens ein-
mal jährlich den Kassenbestand des abgelaufenen Ka-
lenderjahres festzustellen. 

(4)  Die Prüfung erstreckt sich nicht auf die Zweckmäßigkeit 
der vom Vorstand genehmigten Ausgaben. 

(5)  Die Kassenprüfer unterrichten Vorstand und Mitglieder-
versammlung über das Ergebnis der Kassenprüfung. 

§ 10. Kuratorium 

(1)  Der Vorstand kann ein Kuratorium berufen. Die Mitglie-
der werden für die Dauer von drei Jahren durch den Vor-
stand berufen. Erneute Berufung ist möglich.  

(2)  Das Kuratorium setzt sich aus Vertretern verschiedener 
Bereiche des öffentlichen Lebens mit wissenschaftlicher 
oder praktischer Relevanz für das Medizinrecht zusam-
men.  

(3) Das Kuratorium hat die Aufgabe, den Vorstand in 
Grundsatz-, fachlichen und wissenschaftlichen Fragen 
sowie in Angelegenheiten der Fort- und Weiterbildung zu 
beraten und trägt im Übrigen zur gesellschaftlichen Rep-
räsentanz bei.  

(4)  Das Kuratorium regelt seine Geschäftsordnung selbst.  
 

§ 11. Satzungsänderung 

(1)  Beschlüsse über Änderungen dieser Satzung bedürfen 
einer Mehrheit von 2/3 der erschienenen Mitglieder des 
Vereins. Nicht erschienene Mitglieder können sich auf-
grund schriftlicher Vollmacht von einem anderen Mitglied 
vertreten lassen. 

(2)  Eine Satzungsänderung, die den gemeinnützigen Zweck 
des Vereins gem. § 3 aufheben will, ist unzulässig. 

§ 12. Auflösung des Vereins 

(1)  Die Auflösung des Vereins kann nur durch eine eigens 
hierfür einberufene Mitgliederversammlung mit einer 
Mehrheit von 3/4 der anwesenden Mitglieder beschlos-
sen werden. In der Einladung zu dieser Mitgliederver-
sammlung ist auf die Beratung und Beschlussfassung 
über die Auflösung des Vereins hinzuweisen. Nicht er-
schienene Mitglieder können sich nicht vertreten lassen. 

(2)  Die Mitgliederversammlung ernennt nach Beschluss 
über die Auflösung des Vereins zur Abwicklung der ver-
bliebenen Vereinsgeschäfte zwei Liquidatoren. 

(3)  Bei Auflösung, Erlöschen oder Wegfall des bisherigen 
Zwecks des Vereins fällt sein Vermögen an das Institut 
für Medizinrecht der Universität zu Köln; besteht dieses 
Institut nicht mehr, so fällt das Vermögen des Vereins an 
die Rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität zu 
Köln, die es ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu 
verwenden hat. 

§ 13. Inkrafttreten 

Diese Satzung wurde durch Beschluss der Gründungsver-
sammlung des „Kölner Vereins zur Förderung der medizin-
rechtlichen Forschung“ am 18.8.2006 beschlossen und tritt am 
darauf folgenden Tage in Kraft. 
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